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Vorwort

Die	Teilnahme	am	öffentlichen	Straßenverkehr	und	insbesondere	dasFühren	von	Kraftfahrzeugen	ist	mit	einer	Vielzahl	teils	schwierigerRechtsfragen	verbunden.	Dabei	werden	verschiedene	Rechtsgebiete,nämlich	Zivilrecht,	Strafrecht	und	öffentliches	Recht,	berührt.Besondere	Fragen	und	rechtliche	Probleme	ergeben	sich	beim	Führenvon	Einsatzfahrzeugen.	Häu�ig	werden	diese	allerdings	auf	dasSonderrecht	nach	§	35	StVO	und	auf	die	Rechtsfolgen	des	Einschaltensder	Sondersignalanlage	nach	§	38	StVO	in	der	Ausbildung	unddienstlichen	Diskussion	beschränkt.	Allerdings	bestehen	auch	beidiesen	Fragen	im	Detail	häu�ig	rechtliche	Unsicherheiten	oderweitergegebenes	»Halbwissen«.	Bei	weitergehenden	Problemen	desFahrerlaubnisrechts,	der	Haftung,	der	strafrechtlichenVerantwortlichkeit	und	der	erforderlichen	Ausbildung	beim	Führen	vonEinsatzfahrzeugen	gibt	es	kaum	einheitliche	Darstellungen.	InAnlehnung	an	das	Rote	Heft	»Rechtsfragen	beim	Feuerwehreinsatz«soll	mit	dem	Roten	Heft	»Rechtsfragen	beim	Führen	vonEinsatzfahrzeugen«	allen	Interessierten	eine	systematische	und	mitRechtsprechung	belegte	Übersicht	gegeben	und	diese	durchBeispielfälle	verdeutlicht	werden.	Wesentlich	sind	dabei	die	Erörterungder	Rechtsgrundlagen	des	Straßenverkehrsrechts,	desFahrerlaubnisrechts,	der	Sonderrechte	–	insbesondere	der	Fahrt	zurEinsatzstelle	–	und	des	Haftungsrechts.	Diese	rechtlichen	Fragen	sindeng	verknüpft	mit	Problemen	der	Fahrphysik	und	Fragen	derVerkehrspsychologie,	auf	die	daher	gleichfalls	eingegangen	wird.Aufsätze	des	Autors,	auf	die	Bezug	genommen	wird,	�inden	sichweitgehend	unter	der	Rubrik	Rechtsfragen	auf	der	Homepage	derFeuerwehr	Schmallenberg	(www.feuerwehr-schmallenberg.de).

http://www.feuerwehr-schmallenberg.de/


1       Rechtsgrundlagen im Straßenverkehrsrecht

Rechtsgrundlagen	sind	die	verkehrsrechtlichen	Gesetze	undVerordnungen.	Zunächst	ist	die	Gesetzgebungszuständigkeit	imStraßenverkehrsrecht	zu	erörtern1.	Gesetze	werden	durchGesetzesbeschlüsse	von	Bundestag	oder	Landtag2	erlassen.	DieGesetzgebungskompetenzen	zwischen	Bund	und	Ländern	sind	durchdie	Art.	70	-	74	GG	klar	abgegrenzt.	Im	Bereich	des	Straßenverkehrs,des	Kraftfahrwesens,	den	Bau	und	die	Unterhaltung	von	Landstraßenfür	den	Fernverkehr	sowie	die	Erhebung	und	Verteilung	von	Gebührenoder	Entgelten	für	die	Benutzung	öffentlicher	Straßen	mit	Fahrzeugenbesteht	nach	Art.	74	Abs.	1	Nr.	22	GG	eine	sogenannte	konkurrierendeGesetzgebungszuständigkeit.	Dies	bedeutet	nach	Art.	72	Abs.	1	GG,	dassdie	Länder	die	Befugnis	zur	Gesetzgebung	haben,	solange	und	soweitder	Bund	von	seiner	Gesetzgebungszuständigkeit	nicht	durch	GesetzGebrauch	gemacht	hat.	Durch	Art.	72	Abs.	2	GG	wird	dasGesetzgebungsrecht	weiter	dahin	beschränkt,	dass	es	nur	besteht,wenn	und	soweit	die	Herstellung	gleichwertiger	Lebensverhältnisse	imBundesgebiet	oder	die	Wahrung	der	Rechts-	oder	Wirtschaftseinheit	imgesamtstaatlichen	Interesse	eine	bundesgesetzliche	Regelungerforderlich	macht.
    Literatur�pp:

Ralf Fischer: Rechtsfragen beim Feuerwehreinsatz, Die Roten He�e 68, W.
Kohlhammer, 4., erweiterte und überarbeitete Auflage, 2017.



Das	Straßenverkehrsrecht	dient	dazu,	Gefahren	von	anderenVerkehrsteilnehmern	oder	Dritten	abzuwehren	und	die	Sicherheit	undLeichtigkeit	des	Straßenverkehrs	zu	gewährleisten.	Es	handelt	sichinsoweit	um	sachlich	begrenztes	Ordnungsrecht3.	Da	hier	eingesamtstaatliches	Interesse	an	einheitlichen	Verkehrsregeln	in	ganzDeutschland	besteht4,	hat	der	Bund	zu	Recht,	insbesondere	mit	Erlassdes	Straßenverkehrsgesetzes,	von	seinem	GesetzgebungsrechtGebrauch	gemacht.	Der	Landesgesetzgeber	hat	insoweit	keine	(auchkeine	ergänzende)	Regelungskompetenz.	StraßenverkehrsrechtlicheVorschriften	der	Bundesländer	wären	daher	verfassungswidrig	undnichtig5.Von	immer	größer	werdender	Bedeutung	sind	im	ÜbrigenRechtsnormen	der	Europäischen	Gemeinschaft,	an	die	der	Bund	gemäßArt.	23	GG	Hoheitsrechte	und	damit	auch	Rechtsetzungsbefugnisabgeben	kann6.	Europäisches	Recht	ist	in	einer	Vielzahl	deutscherGesetze	und	Vorschriften	im	Bereich	des	Verkehrsrechts	durchnationales	Recht	umgesetzt	worden7.
1				Vgl.	zur	Gesetzgebungszuständigkeit	im	Bereich	Feuerwehr	allgemein,	Fischer,	Rechtsfragenbeim	Feuerwehreinsatz,	1.2.2				In	den	Stadtstaaten	Hamburg,	Bremen	und	Berlin	vom	Senat3				BVerfGE	40,	371/380;	67,	299/3144				Ansonsten	bestünde	die	Gefahr,	dass	in	den	Bundesländern	unterschiedliche	Verkehrsregelngültig	wären.5				Vgl.	Stollwerk,	SVR	2017,	1706				Vgl.	Fischer,	Feuerwehr	und	europäisches	Recht,	DER	FEUERWEHRMANN	2012,	331;	DasFeuerwehr-Lehrbuch,	5.	Au�lage,	Kap.	2.1	Rechtsquellen.7				Zur	Geltung	Europäischen	Rechts	siehe,	Das	FEUERWEHR	LEHRBUCH	6.	Au�lage,	A	2.1;Fischer,	Feuerwehr	und	Europäisches	Recht,	DER	FEUERWEHRMANN,	2012,	331



2       Deutsche Gesetze und Verordnungen im
Straßenverkehrsrecht

2.1     Das Straßenverkehrsgesetz – StVG –Mit	dem	au�kommenden	Kraftverkehr	in	Deutschland	war	es	bereitsAnfang	des	zwanzigsten	Jahrhunderts	notwendig	geworden,	für	ganzDeutschland	ein	einheitliches	Verkehrsrecht	zu	schaffen.	Am	03.	Mai1909	erließ	daher	der	Reichsgesetzgeber	das	»Gesetz	über	den	Verkehrmit	Kraftfahrzeugen«,	den	Vorläufer	des	Straßenverkehrsgesetzes.	DasStraßenverkehrsgesetz	vom	19.12.19528	regelt	unter	anderem	dieZulassung	von	Personen	und	Kraftfahrzeugen	zum	öffentlichenStraßenverkehr,	die	Verwendung	fälschungssicherer	Kennzeichen,Fragen	des	Fahrerlaubnisrechts,	einschließlich	der	Stra�barkeit	beimFahren	ohne	Fahrerlaubnis,	die	Grundlagen	desVerkehrsordnungswidrigkeitenrechts	und	insbesondere	die	Haftungbei	Schäden,	die	beim	Betrieb	von	Kraftfahrzeugen	verursacht	werden.Das	Gesetz	ist	im	Laufe	der	Jahre	immer	wieder	–	insbesondere	an	dietechnischen	Entwicklungen	des	Kraftfahrzeugbereichs	–	angepasstworden.	Es	ermächtigt	den	Bundesminister	für	Verkehr	in	§	6	Abs.	1,mit	Zustimmung	des	Bundesrates	(also	der	Bundesländer)Rechtsverordnungen	und	Verwaltungsvorschriften	zu	erlassen.
2.2     Die Straßenverkehrsordnung – StVO –Die	Straßenverkehrsordnung	(StVO)9	stellt	die	Regeln	für	denöffentlichen	Verkehr	auf.	Sie	wurde	als	Reichs-Straßenverkehrs-Ordnung	aufgrund	der	§§	6	und	27	des	damaligen	Gesetzes	über	denVerkehr	mit	Kraftfahrzeugen	vom	Reichsverkehrsminister	am	28.	Mai1934	erlassen	und	enthielt	für	heutige	Verhältnisse	nur	sehr	wenigeVerkehrsregeln.	Die	heutige	Straßenverkehrsordnung	ist	vom



Bundesverkehrsminister	aufgrund	der	Ermächtigung	in	§	6	Abs.	1	StVGerlassen	worden.	Sie	ist	in	den	vergangenen	Jahren	immer	wieder	imHinblick	auf	die	modernen	Anforderungen	von	Verkehrssicherheit,technischer	Entwicklung	und	Umweltschutz	angepasst	worden.	Zubeachten	ist	der	sachliche	Geltungsbereich	der	StVO	für	denöffentlichen	Verkehr.	Der	öffentliche	Straßenverkehr	�indet	auf	allenFlächen	statt,	die	der	Allgemeinheit	zu	Verkehrszwecken	offenstehen.Er	�indet	auch	auf	nicht	gewidmeten	Straßen	statt,	wenn	diese	mitZustimmung	oder	unter	Duldung	des	Verfügungsberechtigtentatsächlich	allgemein	benutzt	werden.	Dagegen	ist	der	Verkehr	auch	auföffentlichen	Straßen	nichtöffentlich,	solange	diese	zum	Beispiel	wegenBauarbeiten,	durch	Absperrschranken	oder	ähnlich	wirksame	Mittel	füralle	Verkehrsarten	gesperrt	sind10.	Ist	also	ein	Einsatzbereich	derFeuerwehr	für	den	gesamten	übrigen	Verkehr	durch	Absperrmittelgesperrt,	�indet	auch	hier	kein	öffentlicher	Verkehr	mehr	statt.	Aberauch	in	den	Fällen	des	nichtöffentlichen	Verkehrs	gilt	die	allgemeineP�licht	zu	verkehrsüblicher	Sorgfalt	zur	Vermeidung	von	Unfällen	unddaher	auch	die	P�licht,	entsprechend	den	StVO-Regeln	zu	fahren.	Eskönnen	hier	nicht	alle	Verkehrsregeln	der	StVO	besprochen	werden.Allerdings	erscheint	es	erforderlich,	wesentliche	Grundregeln	zuerörtern.	Immer	wieder	fällt	auf,	dass	insbesondere	»erfahrene,langjährige«	Verkehrsteilnehmer	große	Wissenslücken	hinsichtlich	derRegelungen	der	StVO	aufweisen.	Mit	großem	Erstaunen	wird	immerwieder	in	Gerichtsverfahren	Verwunderung	geäußert,	was	alles	in	derStVO	steht.Ergänzt	wird	die	StVO	durch	eine	Verwaltungsverordnung	(VwV-StVO)11,	die	als	Auslegungshilfe	dient.	Die	Verwaltungsverordnung	istden	meisten	Verkehrsteilnehmern	völlig	unbekannt.
2.2.1     Die allgemeinen Grundregeln für den Straßenverkehr in §

1 StVODie	wichtigsten	und	stets	zu	beachtenden	Verkehrsregeln	stellt	§	1	StVOals	allgemeine	Grundregeln	auf.



§ 1 StVO Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht
und gegenseitige Rücksicht.
(2) Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu verhalten, dass kein
anderer geschädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen
unvermeidbar, behindert oder belästigt wird.Ständige	Vorsicht	bedeutet,	dass	der	Verkehrsteilnehmer		den	Verkehr	und	die	Verkehrssituation	sowie	den	Straßenzustandununterbrochen	beobachten	muss,		vor	Fahrtantritt	und	während	der	Fahrt	darauf	achten	muss,	dassdas	Fahrzeug	verkehrssicher	ist,		sich	stets	vor	und	während	der	Fahrt	selbst	prüfen	muss,	ob	er	inder	Lage	ist,	dass	Fahrzeug	sicher	zu	fahren,		alle	Verkehrsvorschriften	beachten	muss,		stets	besonnen	und	geistesgegenwärtig	fahren	muss.Gegenseitige	Rücksichtnahme	bedeutet	in	erster	Linie	defensives
Verhalten.	Defensives	Verhalten	bedeutet,	weitestgehend	auf	dasVertrauen	in	richtiges	Verhalten	der	anderen	Verkehrsteilnehmer	zuverzichten,	auch	wenn	man	grundsätzlich	auf	das	verkehrsrichtigeVerhalten	aller	vertrauen	darf.	Dieser	Vertrauensgrundsatz	ist	aber	soeingeschränkt,	dass	man	die	Rechtsposition	nicht	voll	ausnutzen	darf,sondern	aus	Sicherheitsgründen	eine	über	die	normal	gebotenehinausgehende	Sorgfalt,	ein	»Übersoll«	an	Vorsicht,	walten	lassenmuss12.	Besondere	Rücksichtnahme	ist	immer	gegenüber»schwächeren«	Verkehrsteilnehmern	erforderlich,	insbesondere	beiRadfahrern,	Fußgängern	und	Kindern,	aber	auch	bei	älteren	oder	mitder	Verkehrssituation	offensichtlich	überforderten	Personen.	Dies	wirdauch	durch	§	3	Abs.	2	a	StVO	konkretisiert:	»Wer	ein	Fahrzeug	führt,muss	sich	gegenüber	Kindern,	hilfsbedürftigen	und	älteren	Menschen,insbesondere	durch	Verminderung	der	Fahrgeschwindigkeit	und	durchBremsbereitschaft,	so	verhalten,	dass	eine	Gefährdung	dieserVerkehrsteilnehmer	ausgeschlossen	ist.«Das	Verbot,	einen	anderen	Verkehrsteilnehmer	zu	schädigen,	giltabsolut.	Allerdings	versteht	man	unter	Schädigung	neben	Körper-	undGesundheitsschäden	nur	vermögensrechtlich	bezifferbare	Nachteile.



Dies	ist	z.	B.	bei	der	Verursachung	eines	Unfalls	mit	Sachschaden	derFall.	Mit	dem	Verbot	der	Gefährdung	ist	die	Verursachung	jederkonkreten	Gefahr	der	Schädigung	anderer	Verkehrsteilnehmeruntersagt.	Eine	solche	konkrete	Gefahr	ist	bei	der	Verursachung	eine»Beinahe-Unfalls«	gegeben.	Das	Verbot	des	Behinderns	andererVerkehrsteilnehmer	bedeutet,	dass	man	diese	nicht	nachhaltig	in	ihremeigenen	beabsichtigten	Verkehrsverhalten	beeinträchtigen	darf,	soweitdieses	rechtmäßig	ist.	Als	Beispiel	kann	verkehrsbehinderndes	Parkengenannt	werden.Gegen	das	Verbot,	andere	zu	belästigen,	verstößt,	wer	mehr	als	durchden	normalen	Verkehrsvorgang	unvermeidbares	körperliches	oderseelisches	Unbehagen	schafft,	zum	Beispiel	durch	Bedrängen	andererVerkehrsteilnehmer	durch	dichtes	Auffahren	und/oder	Licht-	undSchallsignale13.
2.2.2     Die speziellen Grundregeln für den StraßenverkehrNeben	der	allgemeinen	Grundregel	des	§	1	StVO	stellt	die	Verordnungjedoch	in	vielen	weiteren	Fällen	allgemeine	Grund-	undVerhaltensregeln	auf,	die	sich	jeweils	zu	Beginn	der	einzelnenVorschriften	be�inden:
2.2.2.1    Geschwindigkeit

§ 3 StVO
(1) Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, dass das
Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die Geschwindigkeit ist
insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und
Wetterverhältnissen sowie den persönlichen Fähigkeiten und den
Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen.Der	Verkehrslage	nicht	angepasste	Geschwindigkeit	ist	eine	derHauptursachen	insbesondere	für	schwere	Unfälle	mit	hohem	Personen-und	Sachschaden.	In	Satz	2	werden	objektive	Kriterien	für	die	Wahl



einer	angepassten	Geschwindigkeit	genannt.	Die	Geschwindigkeit	istden	objektiven	Verkehrsverhältnissen	so	anzupassen,	dass	sie	alsmögliche	Unfallursache	ausscheiden	muss.	Kommt	es	zu	einem	Unfallund	liegt	dessen	Ursache	nicht	in	einem	unvorhersehbaren	Ereignis,sondern	allein	daran,	dass	bei	niedrigerer	Geschwindigkeit	der	Unfallhätte	vermieden	werden	können,	ist	von	einem	Verstoß	gegen	§	3	Abs.1	StVO	und	damit	von	schuldhaftem	Verhalten	auszugehen.Die	in	§	3	Abs.	1	Satz	1	und	2	StVO	aufgestellte	Grundregel	wird	inSatz	4	dahingehend	konkretisiert,	dass	der	Fahrer	innerhalb	derübersehbaren	Strecke	anhalten	können	muss,	also	nur	auf	Sicht	fahrendarf.	Mit	anderen	Worten	darf	der	Anhalteweg	des	Fahrzeugs	auch	beiungünstigen	Straßenverhältnissen	nicht	größer	als	die	Sichtweite	sein.Dies	wird	auf	schmalen	Straßen,	auf	denen	entgegenkommendeFahrzeuge	gefährdet	werden	könnten,	nochmal	dahin	gehendverschärft,	dass	hier	ein	Anhalten	innerhalb	der	halben	übersehbarenStrecke	gewährleistet	sein	muss.	Diese	Regeln	sind	auch	bei	Fahrtenmit	Sonderrechten	zu	berücksichtigen14,	da	bei	einem	Verstoß	aucheine	Straftat	gem.	§	315	c	StGB	vorliegen	kann15.
2.2.2.2    Abstand

§ 4 StVO
(1) Der Abstand zu einem vorausfahrenden Fahrzeug muss in der
Regel so groß sein, dass auch dann hinter diesem gehalten werden
kann, wenn es plötzlich gebremst wird.Es	ist	immer	ein	ausreichender	Sicherheitsabstand	einzuhalten.	Einenbestimmten	festen	Abstand	schreibt	die	Grundregel	jedoch	nicht	vor.Der	erforderliche	Mindestabstand	hängt	von	der	gesamtenVerkehrssituation	ab.	Bei	normalen	Verhältnissen	ist	ein	ausreichenderAbstand	die	in	1,5	sec.	durchfahrene	Strecke16,17.Die	schnelle	Berechnungsformel	»Abstand	=	halbe	Tachometerzahl«(also	bei	50	km/h:	25	m,	bei	80	km/h:	40	m)	ist	vorzuziehen	und	reichtauch	unter	schwierigen	Verhältnissen	meistens	aus18.



2.2.2.3    Überholen

§ 5 StVO
(1) Es ist links zu überholen.
(2) Überholen darf nur, wer übersehen kann, dass während des
ganzen Überholvorgangs jede Behinderung des Gegenverkehrs
ausgeschlossen ist.
(3) Das Überholen ist unzulässig:
1. bei unklarer Verkehrslage oder
2. wenn es durch ein angeordnetes Verkehrszeichen (Zeichen 276,
277) untersagt ist.
(3a) Wer ein Kraftfahrzeug mit einer zulässigen Gesamtmasse
über 7,5 t führt, darf unbeschadet sonstiger Überholverbote nicht
überholen, wenn die Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder
Regen weniger als 50 m beträgt.
(4) Wer zum Überholen ausscheren will, muss sich so verhalten,
dass eine Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen
ist. Beim Überholen muss ein ausreichender Seitenabstand zu
anderen Verkehrsteilnehmern, insbesondere zu den zu Fuß
Gehenden und zu den Rad Fahrenden, eingehalten werden. Wer
überholt, muss sich sobald wie möglich wieder nach rechts
einordnen. Wer überholt, darf dabei denjenigen, der überholt
wird, nicht behindern.Überholvorgänge	gehören	mit	zu	den	gefährlichstenVerkehrsmanövern.	Das	Überholen	beginnt	spätestens	mit	demAusscheren	nach	links	bzw.	wenn	bereits	links	gefahren	wird,	mit	derdeutlichen	Verkürzung	des	Sicherheitsabstandes.	Das	Überholen	istbeendet,	wenn	mit	ausreichendem	Abstand	wieder	rechts	eingeschertwird	oder,	wenn	weiter	links	gefahren	wird,	wenn	ohne	weiteres	nachrechts	eingeschert	werden	könnte.	Beim	Überholen	muss	jedeGefährdung	oder	Behinderung	des	Gegenverkehrs	ausgeschlossen	sein.Andernfalls	ist	das	Überholen	verboten.	Der	Überholende	muss	alsosicher	sein	können,	dass	der	gesamte	Vorgang,	vom	Ausscheren	bis	zumWiedereingliedern,	mit	ausreichendem	Abstand	innerhalb	der


